
Meloni tanzt dem Bundesrat auf der Nase herum
Italien weigert sich, Asylsuchende aus der Schweiz zurückzunehmen. Das kostet DutzendeMillionen.VonLadina Triaca, GeorgHumbel

Auch Beat Jans spürt den Frühling. AmDonners-
tagmittag joggteerbei strahlendemSonnenschein
über die Terrasse hinter dem Bundeshaus. Am
Freitag luderJournalistinnenundJournalistenzu
einem Spaziergang an die Aare. In der Berner
Dampfzentrale gab es Weisswein, Pasta und eine
kurzeAnsprachedesAsylministers. «Wirhabendie
wichtigstenZiele des letzten Jahres alle erreicht»,
sagteJans.AnderDeckebaumeltengoldeneDisco-
kugeln, es herrschte fast schonFeststimmung.
Doch es glänzt längst nicht alles im Schweizer

Asylwesen. Grosse Probleme bestehen mit dem
südlichenNachbarn Italien. Die rechteRegierung
von Ministerpräsidentin Giorgia Meloni weigert
sich seit ihrem Amtsantritt im Jahr 2022, soge-
nannte Dublin-Flüchtlinge aus der Schweiz zu-
rückzunehmen. Das sind Personen, die zwar in
der Schweiz ein Asylgesuch stellen, die zuvor
aber bereits in Italien registriert wurden –und für
die gemäss den Regeln des Dublin-Systems des-
halb Italien zuständig wäre.
Nun zeigenneue Zahlen,wie stark das Schwei-

zer Asylsystem unter der italienischen Blockade
leidet: In den vergangenen gut drei Jahrenmuss-
ten die Schweizer Behörden bei 2540 Personen
ein Asylverfahren durchführen, obwohl eigent-
lich Italien dazu verpflichtet gewesen wäre. 838
Personen haben so in der Schweiz Asyl erhalten
oder wurden vorläufig aufgenommen – das
heisst, sie dürfen im Land bleiben. Das teilt das

Staatssekretariat für Migration (SEM) auf Anfra-
ge der «NZZ am Sonntag» mit.
Die zusätzlichen Asylbewerber belasten die

Schweizer Staatskasse erheblich: Für jede Person,
die die Schweiz nicht nach Italien rückführen
kann, entstehen dem Bund Mehrkosten von
durchschnittlich rund 75000Franken. Das teilte
der Bundesrat kürzlich auf eine Anfrage im Par-
lament mit. Es handle sich dabei um Kosten für
dieUnterbringung derAsylbewerber in denBun-
desasylzentren, Ausgaben für die Asylverfahren
und Subventionen andieKantone. Allein die 838
Asylsuchenden, die in der Schweiz bleiben dür-
fen, kosten den Bund also rund 60 Millionen
Franken. Hinzu kommen die Ausgaben für jene
Asylbewerber, die einen negativen Entscheid er-
halten habenunddie Schweiz verlassenmüssen.
Und: Nicht nur dem Bund entstehen Kosten,

auch den Kantonen und Gemeinden. «Gesund-
heitskosten, Sozialhilfekosten, Kriminalitäts-
folgekosten, das kommt alles nochdazu», sagt der
SVP-Nationalrat Pascal Schmid. Die Rechnung

des Bundesrates sei eine «grobe Untertreibung».
Es sei «skandalös», dass sich Italien um die be-
stehenden Verträge foutiere, während sich die
Schweiz wie ein Musterknabe an jeden Buchsta-
ben halte. «Der Bundesrat müsste viel energi-
scher in Rom protestieren.»
Das findet auch der FDP-Ständerat Damian

Müller. Er sagt: «Ich fordere schon lange, dass der

Bundesrat hart in Italien interveniert.» Bis heute
fehle eine transparente Auslegeordnung, welche
konkreten Schritte der Bund unternommen ha-
be. «Eine rein abwartendeHaltung genügt nicht.»
Dass ItalienderSchweiz ausgerechnet jetzt ent-

gegenkommt, ist allerdingsunwahrscheinlich.Das
Verhältnis zwischen den beiden Ländern ist seit
der Brandkatastrophe von Crans-Montana stark
zerrüttet. Die Italiener kritisieren die Schweizer
Justiz seit Wochen, Ministerpräsidentin Meloni
hat den italienischen Botschafter nach Rom zu-
rückbeordert. «In einer solchen Situation ver-

schlechtert sich erfahrungsgemäss die Koopera-
tionsbereitschaft», sagtderFDP-StänderatMüller.
Die Schweiz hat dasGespräch schonmehrmals

gesucht. Die frühere Asylministerin Elisabeth
Baume-Schneider reiste im Jahr 2023 nachRom,
um den italienischen Innenminister Matteo Pi-
antedosi zu treffen. UndBeat Jans empfing Pian-
tedosi ein Jahr später in Chiasso. Sein Departe-
ment teilte daraufhinmit, Italien sei «gesprächs-
bereit bei der Übernahme von Dublin-Fällen».
Passiert ist bislang nichts.
Und auch jetzt hegen dieMigrationsbehörden

wiederHoffnung.Das Staatssekretariat fürMigra-
tion erwartet, dass sich Italienwieder andieDub-
lin-Regeln hält, sobald der europäische Migra-
tions- und Asylpakt umgesetzt ist. Dieser sieht
vor, dass Länder wie Italien, in denen viele
Migranten ankommen, von den anderen entlas-
tet werden – sofern sie sich an die Regeln halten.
Die Migrationsbehörden relativieren die Kos-

ten, die der Schweiz durch die zusätzlichenAsyl-
bewerber bislang entstanden sind. Die Schweiz
profitiere überproportional vomDublin-System,
weil siedeutlichmehrPersonenanandereLänder
überstelle, als sie selbst von diesen übernehmen
müsse. So spareman jedes Jahr sehr viel Geld.
Was die Migrationsbehörden weniger gern

hören: Wenn Italien sich an die Regeln halten
würde, könnte die Schweiz noch sehr viel mehr
Geld sparen.
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Ist nicht gut auf die Schweiz zu
sprechen: Giorgia Meloni.

Datum: 01.03.2026

NZZ am Sonntag

8008 Zürich

044/ 258 11 11

https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/

Medienart: Print

Medientyp: Tages- und Wochenmedien

Auflage: 84'522

Erscheinungsweise: wöchentlich

Seite: 11

Fläche: 41'041 mm²

Auftrag: 3007101

Themen-Nr.: 320021

Referenz:

e26f824c-9abc-4e30-8f5f-4c9cd0cfa98f

Ausschnitt Seite: 1/1

ARGUS DATA INSIGHTS® Schweiz AG Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich

T +41 44 388 82 00 E mail@argusdatainsights.ch www.argusdatainsights.ch


